
EEWärmeG und kommunale Anmietungen

Gemeinden, die ab 01.05.2011 fremde Gebäude zur Nut-
zung für öffentliche Zwecke anmieten oder anpachten
wollen, müssen in Zukunft zwingend das Erneuerbare –
Energien – Wärmegesetz (EEWärmeG) beachten. Das EE-
WärmeG sieht eine „Vorbildfunktion“ öffentlicher Ge-
bäude vor. 

Was heißt dies konkret für die Gemeinde?

Im Rahmen der Umsetzung der Erneuerbare – Energien –
Richtlinie der EU wurde das EEWärmeG grundlegend no-
velliert, was erhebliche Konsequenzen für die öffentliche
Hand bei der Anmietung oder Anpachtung fremder Ge-
bäude zur Folge hat. Ab 01. Mai 2011 sind die Anforde-
rungen des neuen Gesetztes bei den abzuschließenden
Miet- oder Pachtverträgen zu beachten, andernfalls bes-
teht die Gefahr, dass Gemeinden hier finanziellen Schaden
erleiden sowie gegen das EEWärmeG verstoßen. Voraus-
setzung für die Anwendung de EEWärmeG ist, dass 

• die öffentliche Hand nach dem 01. Mai 2011 einen
neuen Miet- oder Pachtvertrag abschließt;

• der Vertrag fest über 5 Jahre läuft;

• es sich um „Nichtwohngebäude“  (= Büro, keine Woh-
nung) handelt;

• das anzumietende Gebäude öffentlich genutzt wird, d.
h. öffentliche Aufgaben erfüllt werden (Rathaus, Stadt-
halle, Stadttheater, Museum, Finanzamt) und 

• die anzumietende Nutzfläche mehr als 50 qm beträgt. 

Zu beachten ist, dass die Aufzählung nicht abschließend
ist, vielmehr muss im konkreten Einzelfall überprüft wer-
den, inwieweit der Anwendungsbereich des EEWärmeG
Anwendung findet. Insbesondere sieht das EEWärmeG ei-
nige Ausnahmeregelungen vor, die es zu beachten gilt. So
besteht für überschuldete Gemeinden i.d.R. keine Ver-
pflichtung erneuerbare Energien zu nutzen. 

Die Vorschriften des neuen Gesetztes greifen bei einer
grundlegende Renovierung. Hierunter fällt die Änderung
und Erneuerung der Heizungsanlage oder die Renovierung

der Gebäudeoberfläche, wobei hier mehr als 20 % der Ge-
bäudeoberfläche renoviert werden muss. 

Daher hat die öffentliche Hand in Zukunft bei der Auswahl
eines Miet- oder Pachtobjekts besonders darauf zu achten,
dass das anzumietende Gebäude bereits die Voraussetzun-
gen des EEWärmeG erfüllt, andernfalls wird es oft Streit
darüber geben, ob der Vermieter oder der Mieter dazu
verpflichtet ist, die Voraussetzungen des EEWärmeG zu
schaffen. Auch bei der Verlängerung bestehender Miet-
verträge muss rechtzeitig geklärt werden, wer für die Er-
füllung der Voraussetzungen des EEWärmeG verantwort-
lich ist. Die öffentliche Hand sollte folglich in Zukunft ei-
nen besonderen Schwerpunkt auf die Vertragsgestaltung
setzen.
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